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Betriebliche Weiterbildung. Die Unternehmen in Deutschland investieren 
mehr Geld in die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter als je zuvor. Wie die Weiter-
bildungserhebung 2014 des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW) zeigt, 
waren es zuletzt fast 34 Milliarden Euro. Und das hat gute Gründe. 

Mitarbeitern eine betriebliche Wei-
terbildung ermöglicht und dafür pro 
Kopf 1.132 Euro ausgegeben – beides 
Rekordwerte.

Auch der Zeitaufwand, den die 
Mitarbeiter für Lehr- und Informa-
tionsveranstaltungen aufbringen, ist 
seit der letzten Weiterbildungserhe-
bung im Jahr 2010 um gut 10 Pro-
zent auf fast 33 Stunden pro Jahr 
gestiegen. Rund ein Drittel davon 
entfiel auf die Freizeit – ein Indiz 

dafür, dass auch die Arbeitnehmer 
selbst bereit sind, in ihre Weiterbil-
dung zu investieren.

Zur betrieblichen Weiterbildung 
zählen zum einen formelle Formen 
wie externe und interne Lehrveran-
staltungen sowie Seminare, zum an-
deren informelle Formen wie Infor-
mationsveranstaltungen, das Lernen 
im Arbeitsprozess und das selbstge-
steuerte Lernen mit Medien. Und 
für alle gilt (Grafik Seite 2):

Die Quote der Unternehmen, die 
ihren Mitarbeitern eine Weiterbil-
dung ermöglichen, hat sich seit dem 
Jahr 2010 in nahezu allen Formen der 
Weiterbildung erhöht.

Immobilien. Die ge-
plante Mietpreisbremse 
könnte verheerende  
Folgen für den Miet-
markt haben, wie eine 
IW-Studie zeigt.  
Seite 3

Weihnachten. Knapp  
220 Euro will jeder Deutsche 
in diesem Jahr für Geschenke 
ausgeben. Der Einzelhandel 
kann somit auf 85 Milliarden 
Euro Umsatz hoffen.  
Seite 4-5

Unternehmen. Städte 
in Niedersachsen und 
Bayern gelten als  
besonders wirtschafts-
freundlich, hintenan 
steht das Ruhrgebiet. 
Seite 6

Solidaritätszuschlag. Der 
Zuschlag auf die Einkom-
menssteuer ist nicht wirk-
lich solidarisch. Ausgerech-
net Geringverdiener werden 
über Gebühr belastet.  
Seite 7

Weihnachtsgeld. Jeder 
Zweite hat im November 
Weihnachtsgeld bekom-
men. Wie viel, ist jedoch 
von Branche zu Branche 
sehr unterschiedlich.  
Seite 8

Wer im zunehmend härteren 
Wettbewerb bestehen will, braucht 
konkurrenzfähige Produkte und 
Dienstleistungen. Und das wiede-
rum setzt qualifizierte Mitarbeiter 
voraus – die zudem bereit sind, sich 
ein Leben lang weiterzubilden. Das 
wissen auch die Unternehmen – und 
investieren so viel Geld in die Wei-
terbildung wie nie zuvor (Grafik):

Im vergangenen Jahr haben genau 
86 Prozent der Unternehmen ihren 
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Befragung von 1.845 Unternehmen zwischen April und Juni 2014; Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Betriebliche Weiterbildung: Mehr, länger, teurer
So viel Prozent der 
Unternehmen boten
ihren Mitarbeitern 
Weiterbildung an

Stundenumfang pro 
Mitarbeiter für Lehr- und
Informationsveranstal-
tungen

Kosten je Mitarbeiter
in Euro

Gesamtinvestition
in Weiterbildung
in Milliarden Euro

So viel Prozent der 
Weiterbildung fand in
der Arbeitszeit statt

2010 2013

83 86 67 68

29 33

1.035 1.132

29 34

Ein Jahr der Rekorde
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anderen Qualifikationsgruppen. Ge-
ringqualifizierte lassen sich jedoch 
mit geeigneten Formaten zur Wei-
terbildung motivieren.

Als besonders erfolgversprechend 
erscheint die Qualifizierung in Mo-
dulen. Dabei wird ein anerkannter 
Ausbildungsberuf in Bausteine auf-
geteilt, sodass An- und Ungelernte 
ihn quasi schrittweise erlernen kön-
nen. Diese Teilqualifikationen sind 
deutlich einfacher zu schaffen als 
eine mehrjährige Berufsausbildung 
– und sie sind auf dem Arbeitsmarkt 
einzeln verwertbar (vgl. iwd 43/2014).

Die Bildungswerke der Wirtschaft 
haben für dieses Prinzip im vergan-
genen Jahr unter dem Label „Eine 
Teilqualifikation besser“ einen neu-
en bundesweiten Standard geschaf-
fen. Er soll helfen, An- und Unge-
lernte besser in die Weiterbildung 
einzubeziehen und sie im Idealfall 
bis hin zur Abschlussprüfung in 
einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf zu begleiten.

Ob und wie stark sich An- und 
Ungelernte – und alle anderen Mit-
arbeiter – für das Thema Weiterbil-
dung interessieren, hängt außerdem 
davon ab, ob es in dem jeweiligen 
Unternehmen eine ausgeprägte Wei-
terbildungskultur gibt oder nicht.

Dazu gehört zum Beispiel, dass 
die betriebliche Weiterbildung gene-
rell allen Beschäftigten eines Unter-
nehmens offensteht, dass die Mitar-
beiter in die Planung der Weiterbil-
dung einbezogen werden und dass 
sie regelmäßig über entsprechende 
Angebote informiert werden.

der personalpolitischen Motive. Mit 
Blick auf den Unternehmenserfolg 
zielt das Weiterbildungsengagement 
vor allem auf höhere Wertschöp-
fung, höhere Produktivität und eine 
Förderung der Innovationsfähigkeit.

Doch so hoch die Teilnehmerquo-
ten und Investitionen auch sein mö-
gen – es gibt durchaus Unterneh-
men, in denen das Thema Weiterbil-
dung keine Rolle spielt. Jedes Zwei-
te davon begründet seine Abstinenz 
in der IW-Befragung mit mangeln-
dem Bedarf; auf den Plätzen zwei 
und drei stehen Zeitmangel und feh-
lende personelle Kapazitäten.

Ein weiteres großes Hemmnis ist 
die Vorbildung der Mitarbeiter:

Die Beteiligung an einer Weiterbil-
dung ist umso geringer, je niedriger 
die Qualifikation des Mitarbeiters 
oder der Mitarbeiterin ist.

Gerade An- und Ungelernte bil-
den sich oft gar nicht weiter – in gut 
38 Prozent der Unternehmen ist dies 
der Fall, deutlich häufiger als in den 

Die Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise, die bei der vorherigen 
Erhebung noch deutlich zu spüren 
waren, sind damit offenbar über-
wunden. Mit 33,5 Milliarden Euro 
gaben die Firmen 2013 fast 16 Pro-
zent mehr für die betriebliche Wei-
terbildung aus als im Jahr 2010.

Ein wichtiger Grund dafür, dass 
das Engagement der Unternehmen 
einen neuen Höchststand erreicht 
hat, ist die Fachkräftesicherung. So 
gibt bereits ein Drittel der 1.845 vom 
IW Köln befragten Firmen an, ihre 
Mitarbeiter vor allem deshalb wei-
terzuqualifizieren, weil auf dem Ar-
beitsmarkt keine geeigneten Fach-
kräfte zu finden sind. 

Die klassischen Motive der be-
trieblichen Weiterbildung sind aber 
nach wie vor dieselben: Die Unter-
nehmen wollen damit insbesondere 
die Kompetenzen ihrer Belegschaft 
fördern, deren Motivation und Ar-
beitszufriedenheit erhöhen und sie 
an die Firma binden – so die Top 3 
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Befragung von 1.845 Unternehmen zwischen April und Juni 2014
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Betriebliche Weiterbildung: So wird gelernt
In so viel Prozent der Unternehmen haben die Mitarbeiter folgende Formen 
der betrieblichen Weiterbildung genutzt

69
75

77

63
74

63
73

65
65

83
86

Informationsveranstaltungen

Externe Lehrveranstaltungen

Selbstgesteuertes Lernen mit Medien

Eigene Lehrveranstaltungen

Weiterbildung insgesamt

68
2013
2010Lernen im Arbeitsprozess

aus IW-Trends 4/2014
          Susanne Seyda, Dirk Werner: 
IW-Weiterbildungserhebung 2014 – höheres 
Engagement und mehr Investitionen in 
betriebliche Weiterbildung
iwkoeln.de/weiterbildung



Immobilien. Die von der Bundesregie-
rung geplante Mietpreisbremse soll 
den stark steigenden Mieten in einigen 
deutschen Großstädten entgegenwir-
ken. Die Regulierung könnte allerdings 
verheerende Folgen für den Mietmarkt 
haben, wie eine Studie des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW) zeigt.

Großstädte wie Berlin und Köln 
boomen, durch die höhere Nachfra
ge nach Wohnungen und Häusern 
steigen die Mieten. In der Haupt
stadt beispielsweise musste ein neuer 
Mieter Anfang 2014 im Schnitt rund 
26 Prozent mehr für eine Wohnung 
bezahlen als Anfang 2005 – und 
dieser Trend wird sich nach Progno
sen des IW Köln fortsetzen.

Mit der geplanten Mietpreisbrem
se greift die Bundesregierung stark 
in den Mietwohnungsmarkt ein 
(Kas ten). Dabei spielt der Mietspie

gel eine bedeutende Rolle, denn von 
ihm wird die ortsübliche Vergleichs
miete pro Quadratmeter abgeleitet. 
Problematisch ist dabei die Qualität 
der Lage einer Wohnimmobilie, 
denn diese hängt von der subjektiven 
Empfindung der Menschen ab. So 
ist etwa ein Spielplatz für den einen 
ein Pluspunkt, für den anderen ein 
Nachteil, weil er Lärm befürchtet.

Das IW hat knapp 80.000 Inserate 
der Internetplattform Immobilien
Scout24 für Mietwohnungen in Ber
lin und Köln ausgewertet und ein 
neues Verfahren zur Lagebewertung 
entwickelt. Es zeigt, wie viele Ver
mietungen von Januar bis Juni 2014 
von der Mietpreisbremse betroffen 
gewesen wären, wenn diese bereits 
gegolten hätte (Grafik).

In Berlin wären besonders die Im
mobilien in guter Lage betroffen. In 
72 Prozent der entsprechenden Inse
rate liegen die Neumieten 10 Prozent 
über der ortsüblichen Miete. 

In Köln wären es mit fast 87 Pro
zent vor allem Neuvermietungen in 
einfachen Lagen, für die die Miet
preisbremse gegolten hätte. 

Einfache, mittlere und gute Lagen 
zusammengerechnet, würden in Berlin 
60 Prozent der inserierten Woh-
nungen unter die Mietpreisbremse 
fallen, in Köln wären es 43 Prozent.

Die Preisbremse wird demnach 
eine flächendeckende Wirkung ha
ben. Für Vermieter und Investoren 
bedeutet das, dass sich ihre Mietein
nahmen für weite Teile des Marktes 
langfristig nicht steigern lassen und 
sie immer mehr Immobilien an 
Selbstnutzer verkaufen. Mietwoh
nungen werden daher knapper, wo
mit sich die Preisbremse auf lange 

Sicht gegen jene richtet, die sich kein 
Wohneigentum leisten können.

Allein die Diskussion um eine 
Mietpreisbremse hält viele Inves
toren davon ab, Geld für neue Im
mobilien auszugeben. Der ohnehin 
knappe Wohnraum in vielen Groß
städten wird durch die Preisbremse 
also noch knapper.
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Ursprungsdaten:
ImmobilienScout24

Die Auswirkungen
der Mietpreisbremse
Wenn heute die Mietpreisbremse gelten 
würde, dann wären so viel Prozent der 
inserierten Wohnungen und Häuser von ihr 
betroffen, da sie mindestens 10 Prozent 
über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen

Untersuchung von 65.497 Inseraten für Berlin und
14.004 Inseraten für Köln von Januar bis Juni 2014

Berlin Köln

Gute Lage

Mittlere Lage

Einfache Lage

Insgesamt

72
43

61
24

41

87

60 43

Knapp, knapper,
Mietpreisbremse

Die Mietpreisbremse
Die Bundesregierung will im ersten 
Halbjahr 2015 eine Mietpreisbremse 
einführen. Demnach dürfen die Mieten 
bei der Neubelegung einer Wohnung 
höchstens 10 Prozent über dem orts-
üblichen Mietspiegel liegen. Erstmieten 
in Neubauten und Mieten nach um-
fangreichen Modernisierungen sollen 
davon ausgenommen sein. Durch die 
Preisbremse sollen Mieten auch für 
Normalverdiener bezahlbar bleiben. 
Internationale Erfahrungen zeigen 
allerdings, dass sich solche staatlichen 
Eingriffe letztlich gegen jene wenden, 
die eigentlich geschützt werden sollen 
– die Mieter. Denn die Vermieter umge-
hen die Mietpreisbremse, zum Beispiel 
durch hohe Abstandszahlungen oder 
eine entsprechende Verteuerung des 
Stellplatzes.

Vgl. IW policy paper 17/2014 und inter-
aktive Grafiken unter:
iwkoeln.de/mietpreisbremse
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An Weihnachten klingelt die Kasse

Umsatz des deutschen Einzelhandels im Weihnachtsgeschäft
in Milliarden Euro

So viel Euro wollten bzw. wollen die Deutschen im Durchschnitt 
für Weihnachtsgeschenke ausgeben

Umsatz 2014: Prognose; Quelle: statista.com

2007

80,3

246

2008

221

80,5

2009

226

78,7

2010

233

81,1

2011

213

82,7

2012

230

82,9

2013

273

84,5

2014

219

85,5

Wunschliste
Tablet-Computer

Smartphone

Flachbildfernseher

E-Book-Reader

Spielkonsole

Blu-Ray-Player/Recorder

Smartwatch

Digitaler Bilderrahmen

Internetradio

Navigationsgerät

23,1

22,6

13,1

12,4

9,6

9,5

9,4

7,7

7,0

6,2

So viel Prozent der Deutschen wollten 2013 diese 

Elektronikprodukte zu Weihnachten verschenken

Mehrfachnennungen; Quelle: Bitkom Research 2013
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Weihnachtliche Reisen

Laut einer Auswertung 
von 1.317 Flugbuchungen
des Online-Reiseanbieters 
Bravofly reisen die 
Deutschen zwischen 
Weihnachten 2014 und 
Januar 2015 am liebsten 
in diese Länder, in Prozent

Stand: 5.11. 2014; Quelle: Bravofly

17

Italien 13
Deutschland
(Inlandsflüge) 10

Frankreich
10

Spanien

6
Vereinigtes
Königreich
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Beliebte Weihnachtsmärkte
Die größten Weihnachtsmärkte in Deutschland nach 
Besucherzahlen in Millionen

Stand: 2011; Quelle: WirtschaftsWoche

Köln

4,0

Dortmund

3,6

Frankfurt
am Main

3,0

Stuttgart

3,0

München

2,8

Dresden

2,5

Leipzig

2,2

Erfurt

2,0

Nürnberg

2,0

Hamburg

1,8
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O Tannenbaum!
Import und Export von 
Weihnachtsbäumen nach 
bzw. aus Deutschland 
im Jahr 2013 in Stück

Quelle: Statistisches Bundesamt

Import

2.778.000
Export

846.000
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Deutsche spenden so viel wie nie

Quellen: Deutscher Spendenrat, Gesellschaft für Konsumforschung

Im Jahr 2013 sp endete jeder dritte Bundesbürger an gemeinnützige Organisationen 
oder Kirchen. Pro Person waren es im Jahresdurchschnitt 205 Euro, davon ging der 
Großteil an die Katastrophenhilfe.  

Januar

Februar

März

April

Mai

Juni

Juli

August

September

Oktober

November

Dezember

Taifun Haiyan auf
den Philippinen

Spenden
in Millionen

Euro
276

343
2012
2013

260
241

329
357

259
256
263
276

233
545

261
271

230
269

310
298

318
316

664
926

868

461

Insgesamt

4.124
4.706

Flut 
in Deutschland



Unsolidarischer Zuschlag

Solidaritätszuschlag. Eigentlich ist 
der Soli bis 2019 befristet, doch CDU 
und SPD wollen auf die Steuereinnah-
men auch danach nicht verzichten. 
Dabei ist der Zuschlag auf die Einkom-
menssteuer längst nicht so solidarisch, 
wie der Name glauben machen will – 
ausgerechnet Geringverdiener werden 
über Gebühr belastet.

Politiker aller Couleur beschwö-
ren derzeit immer wieder, wie wich-
tig der Solidaritätszuschlag ist. Mit 
den Einnahmen der Steuer, die im 
Jahr 1991 eingeführt wurde, soll vor 
allem die Sanierung der vielen ma-
roden Straßen und Brücken finan-
ziert werden.

Deshalb sei es solidarisch und fair, 
die einst für den Aufbau Ost vorge-
sehene Ergänzungssteuer beizube-
halten und sie ab 2020 je nach Be-
dürftigkeit auch dem Norden, Süden 
und Westen der Republik zukommen 
zu lassen.

Was aber kein Politiker sagt: Der 
Solidaritätszuschlag setzt Fehlan-
reize und belastet Menschen mit 
geringen und durchschnittlichen Ge-
hältern überproportional. Zwar 
glauben die meisten Bundesbürger, 
dass alle Steuerpflichtigen gleich 
stark belastet werden, nämlich mit 
5,5 Prozent ihrer Einkommens- oder 
Körperschaftssteuer. Tatsächlich 
aber fällt der Zuschlag teilweise 
deutlich höher aus. 

Verantwortlich dafür ist der Ge-
setzgeber: Der Zuschlag von 5,5 Pro-
zent auf die Bemessungsgrundlage, 
also bei Privatpersonen die Einkom-
menssteuer, wird bis zu einer jähr-
lichen Steuerlast von 972 Euro 
grundsätzlich nicht erhoben.

Dies entspricht einem zu ver-
steuernden Jahreseinkommen von 
13.480 Euro. Wer jedoch mehr ver-
dient, zahlt auch überproportional 
viel Soli: Denn damit im Durch-
schnitt tatsächlich 5,5 Prozent zu-
sammenkommen, greift der Fiskus 
in einer bestimmten Einkommens-
spanne umso beherzter zu (Grafik):

Bei ledigen Arbeitnehmern mit 
einem zu versteuernden Jahresein-
kommen von 13.500 bis 15.000 Euro 
steigt die Grenzsteuerbelastung ein-
schließlich Soli auf fast 30 Prozent 
– ohne Solidaritätszuschlag wären es 
nur rund 25 Prozent.

Dies trifft allerdings nicht nur le-
dige Geringverdiener, sondern bei-
spielsweise auch verheiratete Allein-
verdiener mit einem durchschnitt-
lichen Jahreseinkommen von rund 
30.000 Euro brutto. Umgerechnet 
auf den Soli heißt das:

Bei zu versteuernden Einkommen 
zwischen 13.500 und 15.000 Euro pro 
Jahr wird jeder zusätzlich verdiente 
Euro mit 20 Prozent Solidaritätsauf-
schlag belegt.

Wenn dieser Kamelhöcker des 
Soli geschafft ist, verläuft die Steu-
erkurve wieder normal: Der Steuer-
satz steigt aufgrund des progressiven 
Einkommenssteuertarifs linear an. 
Ab einem zu versteuernden Einkom-
men von mehr als 53.000 Euro pro 
Jahr gehen dann von jedem zusätz-
lich verdienten Euro 42 Cent Ein-
kommenssteuer und 2,3 Cent Soli-
daritätszuschlag an den Fiskus.

Durch die sogenannte Reichen-
steuer gibt es dann später noch einen 
weiteren Sprung: Ab einem zu ver-
steuernden Jahreseinkommen von 
rund 250.000 Euro steigt die Grenz-
steuerbelastung auf 45 Prozent plus 
Solidaritätszuschlag.

Anstatt sich an den Soli zu klam-
mern – der ursprünglich nur ein Jahr 
lang erhoben werden sollte, jetzt aber 
bereits seit 23 Jahren läuft –, sollte 
die Politik diese Ungereimtheit im 
deutschen Steuersystem beseitigen. 
Nötig ist darüber hinaus vor allem 
eine grundlegende Neuordnung der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund 
und Ländern.
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Quelle: IW Köln

Der Kamelhöcker des Soli

ohne SolidaritätszuschlagGrenzsteuerbelastung mit Solidaritätszuschlag
ohne Solidaritätszuschlagmit SolidaritätszuschlagDurchschnittliche Steuerbelastung

In Prozent des zu versteuernden Einkommens

0 10.000 20.000 30.000 40.000 50.000
Zu versteuerndes Einkommen in Euro

60.000 70.000 80.000 90.000 100.000

0
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10

15

20
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40 Grenzsteuerbelastung:
So viel Prozent eines zusätzlich
verdienten Euro müssen als
Steuer abgeführt werden



Jeder Zweite kriegt etwas 

Weihnachtsgeld. Im November konn-
ten sich viele Beschäftigte über eine 
Jahressonderzahlung auf ihrem Konto 
freuen. Die Höhe des „Weihnachts-
gelds“ ist jedoch von Branche zu Bran-
che sehr unterschiedlich.

Rund 60 Prozent aller Arbeitneh-
mer in Deutschland werden nach 
Tarifverträgen entlohnt und nahezu 
90 Prozent aller Verträge sehen eine 
Jahressonderzahlung vor. Somit er-
hält rund jeder zweite Beschäftigte 
ein tarifliches Weihnachtsgeld.

Wie hoch das Weihnachtsgeld 
ausfällt, hängt allerdings ganz davon 
ab, wo man beschäftigt ist. In einigen 
Branchen gibt es feste Sätze: In der 
Landwirtschaft sind es 250 Euro, im 
Großhandel bekommen die Arbeit-
nehmer 256 bis 434 Euro und im 
Steinkohlebergbau 2.156 Euro.

In vielen Branchen wird jedoch 
kein Fixum, sondern ein bestimmter 
Anteil des Monatseinkommens als 
Weihnachtsgeld gezahlt (Grafik):

Im Bauhauptgewerbe 
West gibt es 55 Prozent 
eines Monatsgehalts, im 
Einzelhandel in Nordrhein-
Westfalen 62,5 Prozent und 
im Bankgewerbe 100 Pro-
zent als Sonderzahlung.

Aufgrund der großen 
Bandbreite der Entgelt-
gruppen können die Weih-
nachtsgelder jedoch auch 
innerhalb einer Branche 
stark variieren: Ein Bank-
mitarbeiter etwa konnte 
dieses Jahr je nach Tätigkeit 
und Qualifikation zwischen 
2.035 Euro und 4.495 Euro Weih-
nachtsgratifikation einstreichen. 
Spitzen-Tarifkräfte in der che-
mischen Industrie kamen sogar auf 
ein Plus von bis zu 5.455 Euro.

Nicht ganz so üppig sieht es bei 
den Versicherungen, im Einzelhan-
del, im Bauhauptgewerbe und in der 
Metall- und Elektro-Industrie aus. 
Zwar sind die Monatsverdienste im 
Bauhauptgewerbe und in der M+E-
Industrie überdurchschnittlich hoch. 
Weil das Weihnachtsgeld aber maxi-
mal 55 Prozent des Monatslohns 
ausmacht, fällt es geringer aus als in 
vielen anderen Branchen. Da M+E-
Beschäftigte allerdings auch Ur-
laubsgeld erhalten, summieren sich 
beide Zahlungen zusammen letztlich 
auf 1,24 Monatsgehälter.

In manchen Branchen gibt es zu-
dem weitere Sonderregeln:

1. In der M+E-Industrie hängt die 
Höhe des Weihnachtsgelds von der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit ab. 
Nach sechs Monaten haben Beschäf-
tigte einen Anspruch auf 25 Prozent, 
der dann innerhalb von drei Jahren 
schrittweise auf 55 Prozent steigt.

2. Im öffentlichen Dienst wird die 
Jahressonderzahlung nach der jewei-
ligen Entgeltgruppe differenziert. 
Die oberen Entgeltgruppen erhalten 
lediglich 60 Prozent eines Monats-
einkommens, die mittleren 80 Pro-
zent und die unteren 90 Prozent.

3. In der Chemieindustrie kann der 
Weihnachtsgeld-Prozentsatz mittels 
Betriebsvereinbarung nach oben 
und nach unten variiert werden. 
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Auswahl; Metall- und Elektro-Industrie: Anspruch auf der Basis
von 55 Prozent eines Monatseinkommens
Ursprungsdaten: Tarifregister NRW, Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbände

Weihnachtsgeld:
Wer bekommt wie viel?

In diesen Branchen erhalten Arbeitnehmer 2014
ein tarifliches Weihnachtsgeld

Bankgewerbe 2.035 4.495 100
Süßwarenindustrie
(NRW) 1.504 4.736 100
Textilindustrie
(Nordrhein) 1.728 5.326 100

Druckindustrie
(NRW) 1.519 4.462

Chemische Industrie
(Westfalen) 1.926 5.455

Öffentlicher Dienst
(Gemeinden West) 1.469 4.047
Versicherungs-
gewerbe 1.280 3.738 80
Einzelhandel
(NRW) 1.179 2.817 62,5
Metall- und Elektro-
Industrie (NRW) 1.187 3.055 25-55
Bauhauptgewerbe
(West) 1.080 3.047 55

Minimaler Anspruch in Euro

in Prozent
eines Monats-
einkommens

Maximaler Anspruch in Euro
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95

60-90


